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Job-Perspektiven für Frauen
Raus aus der Teilzeitfalle  

Sicherer Rahmen für Beschäftigte

Klare Spielregeln für 
gute Arbeit

ZUKUNFT
HESSEN

Thema

Dienstleistung 

im Wandel
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Unser Land braucht Zuversicht.

Keine Panikmache.

Foto: O
ff set.com

DEUTSCHLAND DARF NICHT WEITER GESPALTEN 

WERDEN. UNSER LAND BRAUCHT WIEDER MEHR 

ZUSAMMENHALT, NICHT HASS UND GEWALT. 

Ich erhebe meine Stimme für Vernunft und gegen 

Radikalisierung, Ausgrenzung und Hetze. 

Ich will, dass sich alle Menschen in Deutschland an 

Recht und Gesetz halten. Der Staat hat die Aufgabe, 

uns zu schützen. Das gilt für Gewalt gegen Frauen 

ebenso wie für Gewalt gegen Minderheiten. Wer zu 

uns kommt wird respektiert – und muss auch unsere 

Gesetze und Kultur respektieren.

Ich stehe ein für ein menschliches und ein sicheres 

Deutschland. Von der Politik erwarte ich Aufk lärung, 

Bildung, Integration, klare Regeln und Anwendung 

der Gesetze  – für ein friedliches Zusammenleben. 

Politische Kräfte, die Öl ins Feuer gießen, lehne 

ich ab. Denn sie spalten unsere Gesellschaft und 

schaden unserem Land.

Ich will in meinem persönlichen Umfeld dazu bei-

tragen, dass Vorurteile abgebaut werden und die 

Vernunft wieder die Oberhand behält.

Gefahr für Wirtschaft 
und Arbeitsplätze

Atomstrom statt 
Erneuerbare Energien

Keine modernen Familien

Gute Bildung nur 
für Gutbetuchte

Steuerpolitik für Reiche

Rückkehr zum Lohndumping

Islamhass

Waffen für alle?

Rückkehr zum Nationalismus

Völkisch
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ZUWANDERUNG IST EIN GEWINN Fakt ist
schusswaffenopfer pro jahr

Die AfD braucht ein klares Feind-

bild und verunglimpft eine ganze 

Religion: den Islam.

Die Folgen: 

u	Rund 4 Millionen Menschen muslimischen 

Glaubens, die zum Teil seit Jahrzehnten friedlich 

bei uns leben, werden ausgegrenzt. 

u	Hass wird gesät und Hetze geschürt.

u	Einige wollen sogar Moscheen schließen lassen.

u	Gute Integration kann so nicht gelingen.

u	Unsere Gesellschaft wird gespalten.

* „Der Islam gehört nicht zu Deutschland.“ (AfD-Programm Kapitel 

7.6.1)

Die AfD ist Teil des Netzwerks 

europäischer Rechtspopulisten, 

die den Brexit bejubeln. Sie wollen 

die Rückkehr zum Nationalismus.* 

Die Folgen: 

u	Weniger Jobs, weniger Freizügigkeit, weniger 

Bildungschancen für die Jugend Europas. 

u Die EU als Garant für Frieden und Sicherheit in 

Europa ist in Gefahr.

u Die Nationalstaaten sind machtlos gegenüber 

den Herausforderungen der Globalisierung.

u Europa der Einzelstaaten spielt politisch und 

wirtschaftlich in der Welt kaum noch eine Rolle.
 

* „(...) die EU zurückzuführen zu einer Wirtschafts- und Interessen-

gemeinschaft souveräner, lose verbundener Einzelstaaten. (…).“ 

(AfD-Programm Kapitel 2)

die AfD bedient völkische 

Ressentiments, fordert 
eine deutsche Leitkultur. 

Herkunft und Hautfarbe sind 

für sie entscheidend*.  

Die Folgen: 

u	Ausgrenzung von Millionen Deutschen als 

Bürgerinnen und Bürger „zweiter Klasse“. 

u	Intoleranz, Hass und Hetze gegen alles, 

was als „nicht-deutsch“ eingeordnet wird.

u	Die Spaltung unserer Gesellschaft.

 
* „Wir wollen (…) unsere abendländische christliche Kultur, unsere 

Sprache und Tradition in einem (…) souveränen Nationalstaat des 

deutschen Volkes dauerhaft erhalten.“ (AfD-Programm Präambel)

* „Die Leute fi nden ihn als Fußballspieler gut. Aber sie wollen einen 

 Boateng nicht als Nachbarn haben.“ (A. Gauland in der FAZ, 29.05.2016)

Die AfD macht sich für privaten 

waffenbesitz stark.* 

Die Folgen: 

u	Noch mehr Schusswaff en im Umlauf. 

u	Noch mehr unschuldige Todesopfer.

u	Das zeigen die Erfahrungen aus den USA.

 * „Die Kriminalisierung von Waff enbesitz schreckt Täter nicht ab, 

sondern macht Opfer wehrloser.“ (AfD-Programm Kapitel 3.5)

Deutschland profi tiert nicht nur kulturell, sondern 

auch fi nanziell beachtlich von den in Deutschland 

lebenden Ausländern.

u	2012 zahlte jeder in Deutschland lebende 

Ausländer durchschnittlich 3.300 € mehr 

Steuern und Sozialabgaben als er an staatlichen 

Leistungen erhielt.1

u	6,6 Millionen Menschen ohne deutschen Pass 

sorgten so für ein Plus von 22 Milliarden Euro.1

1 Quelle: Studie der Bertelsmann-Stiftung (2014)

€

u	Unter 100.000 Menschen stirbt in Deutschland 

im Schnitt eine Person durch eine Schusswaff e.

u	In den USA sterben zehn Mal so viele.

1 Quelle: gunPolicy.org, University of Sydney

33.000

800
DeutschlandUSA

Tod durch 
Schusswaffen  
pro Jahr1

ca. 82 Mio. Einwohnerca. 320 Mio. Einwohner

nur gemeinsam stark
vielfalt ist gut

u	Spaltung, Hass und Ausgrenzung schaden 

 uns allen. Denn die Erfahrung weltweit zeigt: 

 Tolerante und weltoff ene Gesellschaften sind 

 erfolgreicher und stärker.

u	Unternehmen, die auf kulturelle Vielfalt in 

 ihrer Belegschaft setzen, führen mit 69 Prozent 

deutlich häufi ger neue oder verbesserte Produkte 

ein als Wettbewerber, bei denen das Thema 

 in der Personalpolitik kaum eine Rolle spielt 

 (48 Prozent).1

1 Quelle:IW Köln (2014)

Die Europäische Union ist eine Erfolgsgeschichte.

u	Mit einem Bruttoinlandsprodukt von über 

14 Billionen Euro ist der europäische Binnen-

markt der größte einheitliche Markt der Welt.1

u	Mehr als 70 Jahre Frieden unter den Mitglieds-

staaten der EU – so lange wie noch nie. 

1 Quelle: Statista

Welt indienEUusadeutschland
china

1,4 Mrd.1,3 Mrd.

0,51 Mrd.0,32 Mrd.0,08 Mrd.

7,2 Mrd.BEVÖLKERUNG

Rückkehr zum 
Nationalismus

Völkisch 
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Islamhass
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AUF DEN PUNKT 
GEBRACHT
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AUF DEN PUNKT 
GEBRACHT
was will die AFD?

schäftigte gleichermaßen.
Wir wollen gute Arbeit im Dienst-
leistungssektor, der so vielfältig 
und von Gegensätzen geprägt ist. 
Das ist der Schwerpunkt dieser 
Ausgabe von „Zukunft Hessen“. 
Deshalb beleuchten wir das The-
ma aus vielen verschiedenen Blick-
winkeln – ohne Anspruch auf Voll-
ständigkeit. Und durchaus auch 
mit zugespitzten Thesen, welche 
die Diskussion beleben sollen. Wir 
freuen uns, dass wir wieder so 
viele Autorinnen und Autoren ge-
winnen konnten. Ich wünsche viel 
Spaß bei der Lektüre.

Herzlichst

Günter Rudolph, MdL
Parlamentarischer Geschäfts-
führer der SPD-Landtagsfraktion

AUF EIN WORT
Die Aufgabe der Politik ist es aus 
sozialdemokratischer Sicht, Rah-
menbedingungen so zu gestalten, 
dass sich die Betroffenen dem 
Wandel  nicht ungeschützt ausge-
setzt sehen. Es geht uns um Sicher-
heit in einer sich verändernden Ar-
beitswelt. 
Von ganz besonderer Bedeutung 
ist für die SPD, dass die Qualifizie-
rung der Beschäftigten Schritt hält 
mit der dynamischen Entwicklung. 
Wir wollen einen Fachkräfteman-
gel auf der einen Seite und quali-
fikationsbedingte Arbeitslosigkeit 
auf der anderen Seite vermeiden. 
Deshalb ist der Vorschlag von Bun-
desarbeitsministerin Andrea Nah-
les für das Arbeitslosengeld „Q“ 
eine sehr kluge Idee.  Wir wollen 
ein Recht auf Weiterbildung ein-
führen, den Versicherungsschutz 
bei Arbeitslosigkeit verbessern 
und die Bundesagentur für Arbeit 
zu einer Bundesagentur für Arbeit 
und Qualifizierung weiterentwi-
ckeln. Von diesen Maßnahmen 
profitieren Unternehmen und Be-
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Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,

der Wandel in der Arbeitswelt 
wird an manchen Stellen in unse-
rem Bundesland deutlich sichtbar: 
Während über Bad Hersfeld das 
Logistikzentrum des Versandhänd-
lers „Amazon“ thront, kämpfen 
umliegende Kleinstädte mit zu-
nehmendem Leerstand in ihren 
Einkaufsstraßen. Dafür düsen 
allerorten Kleinlaster der Paket-
dienste durchs Land, mit denen 
häufig schlecht bezahlte Kuriere 
die Waren der Internet-Händler 
ausfahren.
Das ist nur ein Schlaglicht auf die 
Veränderungen, die durch techni-
sche Entwicklungen oder verän-
dertes Konsumverhalten ausgelöst 
werden. Was für manche mehr Frei-
heit bedeutet, zum Beispiel Einkauf 
rund um die Uhr und das Stöbern 
auf einem weltweiten Marktplatz, 
kann für andere Arbeit auf Abruf, 
zu Mini-Löhnen oder in unsicheren 
Arbeitsverhältnissen bedeuten. 
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So bunt und vielseitig wie das Leben zeigt sich auch der Dienstleistungssektor der Wirtschaft. Darunter  
wird zusammengefasst, was nicht direkt der Produktion von Gütern oder der Schaffung von landwirtschaft-
lichen Erzeugnissen dient. Also die Arbeit der Frisörin ebenso wie die eines Bankvorstands. Der Dienstleis-
tungssektor ist geprägt von Gegensätzen. Hier präsentieren wir einige ausgewählte Zahlen, die nur einen 
winzigen Ausschnitt des Gesamtbildes zeigen können, aber zumindest in einigen Punkten auch den po-
litischen Handlungsbedarf deutlich machen, wenn es darum geht, die Ansprüche an gute Arbeit in allen 
Bereichen durchzusetzen.

6 – ZUKUNFT HESSEN

Ein Wirtschaftszweig  
voller Gegensätze  
SPD-Landtagsfraktion  – Text Christoph Gehring  Grafik Manuela Kuhn

Das Rückgrat der 
hessischen  Wirtschaft

Die hessische Wirtschaft ist ganz 
überwiegend von Dienstleistun-
gen geprägt: Fast drei Viertel (74,9 
Prozent) der Bruttowertschöp-
fung in unserem Land stammen 
aus dem Dienstleistungssektor. 
Das produzierende Gewerbe 
trägt 24,8 Prozent der Bruttowert-
schöpfung bei, Landwirtschaft, 
Forstwirtschaft und Fischerei nur 
0,3 Prozent. Entsprechend vertei-
len sich auch die Arbeitsplätze: 
78 Prozent aller erwerbstätigen 
Hessinnen und Hessen arbeiten 
im Dienstleistungsbereich. 21 Pro-
zent haben ihren Arbeitsplatz im 
produzierenden Gewerbe. In der 
Land- und Forstwirtschaft findet 
sich ein Prozent der Stellen im Land.
Quelle: Hessen Kompakt, Arbeitskreis Erwerbs-
tätigenrechnung des Bundes und der Länder

FakteNcheck

Bruttowertschöpfung in Hessen

74,9
24,8

0,3

Dienstleistungen

Produzierendes 
Gewerbe

Land- und 
Forstwirtschaft

%

%

%

Arbeitsplätze in Hessen

78
Dienstleistungen

%
Produzierendes 
Gewerbe

21 % Land- und 
Forstwirtschaft

1 %

Strukturwandel im Einzelhandel

Die Zahl der Unternehmen und der Beschäftigten 
im klassischen Einzelhandel geht zurück: Zwischen 
2009 und 2013 sank die Zahl der Einzelhandelsbe-
triebe in Hessen von 34.696 auf 31.960. Zwischen 
2011 und 2013 gingen dabei über 30.000 Jobs in der 
Branche verloren: Die Zahl der Beschäftigten sank 
von 266.246 auf 233.745. Die Verluste im klassischen 
Einzelhandel wurden von Internet- und anderen Ver-
sandhändlern nur zu einem geringen Teil aufgefan-
gen: Die Unternehmen bauten in diesem Bereich nur 
2.900 neue Arbeitsplätze in Hessen auf.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, Strukturerhebung des 
Einzelhandels

Anteil an Beschäftigten 
in stationären Pflege­
einrichtungen

84
Frauen

%

Pflege ist weiblich

In den Pflegeeinrichtungen in Hessen arbeiten fast 
68.000 Menschen – die meisten davon sind Frauen. 
Ihr Anteil an den Beschäftigten beträgt in den sta-
tionären Pflegeeinrichtungen 84,8 Prozent, in der 
ambulanten Pflege sogar 87,4 Prozent. Auffällig ist: 
In Geschäftsführung und Verwaltung liegt der Frau-
enanteil unter 80 Prozent, im Bereich der Hauswirt-
schaft/hauswirtschaftlichen Hilfe bei deutlich über 
90 Prozent.
Quelle: Hessisches Statistisches Landesamt, Hessen Agentur GmbH

Das Betreuungsverhältnis  
liegt deutlich unter  
1:3 bzw. 1:7,5

Viele Kinder –  zu wenig Personal

In Hessen gibt es 4.193 Kitas, die rund 40.500 Kinder unter drei Jah-
ren und 179.500 Kinder ab drei Jahren betreuen. Dafür stehen 45.669 
pädagogische Kräfte zur Verfügung – zu wenige, um das von Exper-
ten empfohlene Betreuungsverhältnis von 1:3 (Krippen) bzw. 1:7,5 
(Kindergärten) zu gewährleisten. Um dieses Ziel zu erreichen, müss-
ten in den Krippengruppen in Hessen rund 2.600 Vollzeitstellen ein-
gerichtet werden, in den Kindergartengruppen sogar über 4.900. Die 
notwendigen Mehrausgaben würden rund 232 Millionen Euro im 
Jahr betragen.
Quelle: Bertelsmann-Stiftung
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Wachstum durch 
gute Arbeit

SPD-Fraktion im Hessischen Landtag – Text 
Thorsten Schäfer-Gümbel

Perspektiven für den 
Dienstleistungssektor 
in Hessen

Was haben eine REWE-Verkäuferin und ein Invest-
mentbanker gemeinsam? Was eine Frisörin und ein 
Lufthansa-Pilot? Die Arbeit aller vier zählt zum Dienst-
leistungssektor – also jenem Produktionsbereich, 
in dem Handel, Verkehr, Nachrichtenübermittlung, 
Gastgewerbe, Finanzwirtschaft oder Versicherungen 
zusammengefasst werden. Viel mehr Gemeinsam-
keiten wird man aber im Hinblick auf das Berufsleben 
der Genannten nicht entdecken. Im Gegenteil: Die Un-
terschiede stechen direkt ins Auge – bei Gehalt, Status 
und sozialer Sicherheit.
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darf. Und diese Bereiche zeichnen 
sich durch hochwertige Aufgaben 
aus, die auch eine entsprechende 
Qualifikation erfordern. Oder wie 
es der DGB formuliert: Die Zukunft 
des Dienstleistungssektors liegt 
nicht in der „Low Road“ – schlech-
te Qualifikation, schlechte Löhne, 
unsichere Arbeitsverhältnisse –, 
sondern in der „High Road“ – hohe 
Qualifikation, anständige Löhne 
und stabile Arbeitsverhältnisse. 
Ein Beispiel dafür sind die Berei-
che Bildung, Kinderbetreuung und 
Pflege, die in Skandinavien deut-
lich präsenter sind als bei uns und 
dort auch meistens mit mehr An-
erkennung verbunden sind. Diese 
Bereiche zu stärken, sorgt auch 
für eine gleichmäßigere Einkom-
mensverteilung. Übrigens auch 
zwischen den Geschlechtern: In 
Skandinavien gilt das „Gender Pay 
Gap“ – also die Lohnlücke zwi-
schen Männern und Frauen – im 
internationalen Vergleich als am 
niedrigsten.
 
Das Land Hessen hat Möglichkei-
ten, hier Positives zu entwickeln: 
Ausbau der Kinderbetreuung, die 
immer noch unter dem Bedarf 
liegt, Mindeststandards in der 
Krankenpflege, mehr Investitionen 
in Bildung und bessere Regeln bei 

der Auftragsvergabe u. a. bei Rei-
nigungs- oder Verkehrsleistungen. 
Jeder dieser Punkte ist schon aus 
sich heraus wichtig und notwen-
dig. Aber auch im Hinblick auf die 
Entwicklung des Dienstleistungs-
sektors braucht Hessen hier mehr 
Engagement. Das ist auch ein 
Plädoyer für eine angemessene 
Staatstätigkeit. Stellenabbau und 
Privatisierung sind Rezepte der 80-
er Jahre, für die Zukunft taugen sie 
nichts. 
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ten ein Stück weit den Teppich un-
ter den Füßen weggezogen. „Job-
killer Mindestlohn“ war damals 
zu lesen. Keine Horrorzahl über 
Arbeitsplatzverluste war zu groß. 
Und heute? „Bisher gibt es kaum 
Hinweise auf nennenswerte Be-
schäftigungsverluste infolge des 
gesetzlichen Mindestlohns“, bilan-
ziert das namhafte Institut für Ar-
beitsmarkt- und Berufsforschung 
(IAB), eine Forschungseinrichtung 
der Bundesagentur für Arbeit.  
Die Beschäftigung nimmt – wenn 
man jahreszeitliche Einflüsse her-
ausrechnet – seit Jahren stetig zu. 
Das „Arbeitsplatzbarometer“ der 
Agentur für Arbeit lässt auch in 
den kommenden Monaten Gutes 
erwarten.

Der Mindestlohn, den die SPD in 
der großen Koalition mühsam 
durchsetzen musste, ist ein Erfolg,  
auch wenn in Hessen aufgrund 
der ohnehin höheren Löhne we-
niger Menschen davon profitie-
ren als zum Beispiel in den neuen 
Ländern. Der Mindestlohn ist aber 
nicht die einzige und schon gar 
nicht die letzte Antwort auf die so-
zialdemokratische Forderung nach 
„guter Arbeit“.  
 
Welche Chancen gerade mit Blick 
auf den Dienstleistungssektor im 
Thema „Gute Arbeit“ stecken, zeigt 
ein Blick in die skandinavischen 
Länder. Der DGB Hessen/Thürin-
gen hat schon vor acht Jahren in 
seiner Studie „Eckpunkte für eine 
zukunftsfähige Dienstleistungs-
politik in Hessen“ Entwicklungen 
aufgezeigt, die immer noch gültig 
sind.  Gerade im Bereich der sozi-
alen und gesellschaftsbezogenen 
Dienstleistungen –  also im Sozial-, 
Gesundheits- und Erziehungswe-
sen – hat Deutschland Nachholbe-

Rund drei Viertel der hessischen 
Wertschöpfung und der Arbeits-
plätze entfallen auf den Dienstleis-
tungssektor. Und auch wenn oft 
nicht ganz trennscharf zwischen 
Dienstleistung und produzie-
rendem Gewerbe unterschieden 
werden kann – denn auch in der 
Industrie arbeiten viele Menschen 
in Dienstleistungsberufen – ist der 
Trend der vergangenen Jahrzehnte 
eindeutig: Der Dienstleistungssek-
tor wächst. Und gerade für Hessen 
ist es wichtig, dass beide Sektoren 
– Dienstleistung und Produktion – 
eine sichere Zukunft haben. In die-
ser Ausgabe von „Zukunft Hessen“ 
geht es um Dienstleistung, nach-
dem der Strukturwandel in der 
Industrie das Schwerpunktthema 
des vergangenen Hefts war.
 
Aus sozialdemokratischer Sicht 
muss die Entwicklung der Dienst-
leistungsbranchen mit dem An-
spruch einhergehen, gute, an-
ständig entlohnte und sichere 
Arbeitsplätze zu schaffen. Gerade 
der Dienstleistungsbereich mit 
seiner großen Spannbreite an An-
geboten zeichnet sich auch durch 
eine große Spreizung der Löhne 
und Gehälter aus. Es gibt abso-
lute Spitzengehälter, die ein ma-
teriell sorgenfreies Leben ermög-
lichen. Vor allem hat sich aber 
die Niedriglohnbeschäftigung 
wuchernd ausgebreitet – mit all 
ihren negativen Folgen, die in 
dem englischen Begriff „Working 
Poor“ mitschwingen. 
 
Lange Zeit haben die marktradika-
len Heilsbringer Armutslöhne als 
Jobmotor gefeiert. Sie haben die 
Lohnhöhe als ausschlaggebendes 
Kriterium für den Bestand und die 
Entwicklung von Arbeitsplätzen 
gesehen und die These gepredigt, 
je geringer der Lohn, desto mehr 
Arbeitsplätze. Und sie haben Kün-
digungsschutz, Mitbestimmung 
und soziale Absicherung für eher 
hinderlich gehalten.
Die Einführung des Mindestlohns 
in Deutschland hat diesen Exper-

„Armutslöhne sind 
kein Jobmotor. Der 
Mindestlohn ist ein 
Erfolg.“

Mehr tun für  
Bildung, Erziehung, 
Forschung und  
Gesundheit.

> Weiter auf S. 10



Anpacken, nicht zugucken
Gerade der Bildungsbereich schreit förm-
lich nach mehr öffentlichen Ausgaben. 
Deutschlands Bildungsausgaben liegen 
im internationalen Vergleich unter dem 
Durchschnitt. Hier besteht konkreter Nach-
hol- und Verbesserungsbedarf, von der 
Krippe über die Schulen bis zur Uni. Um 
nur einen konkreten Punkt dafür zu nen-
nen: Hessen braucht endlich ein flächen-
deckendes Angebot von richtigen Ganz-
tagsschulen. Und wenn in Deutschland in 
Kindergärten und -tagesstätten dieselben 
Personalschlüssel angesetzt würden wie 
in den skandinavischen Ländern, bräch-
te das rund eine Million zusätzlicher Ar-
beitsplätze. Ja, das kostet auch mehr Geld 
und lässt sich nicht im Handumdrehen 
bewerkstelligen. Aber es wäre die richtige 
Richtung – und das genaue Gegenteil von 
der schwarz-grünen Politik, wie sie durch 
das sogenannte Kinderförderungsgesetz 
(KiföG) betrieben worden ist.
 
Ähnlich wären die Entwicklungen in der 
Gesundheitswirtschaft, würde man nach 
Nordeuropa gucken. Zwar verkündet die 
Landesregierung mit glänzenden Augen 
Berichte über den guten Zustand der hes-
sischen Gesundheitsindustrie – also der 
Herstellung von Medizinprodukten –, aber 
im Hinblick auf die konkrete Dienstleistung 
am Menschen durch Pflegekräfte, Ärztin-
nen und Ärzte oder Krankenhäuser bleibt 
Schwarz-Grün einsilbig. Mit Personalstan-
dards in der Pflege, mit einer durchdachten 
Krankenhausentwicklung und mit neuen 
Konzepten zur Versorgung des ländlichen 
Raums könnten die Versorgung verbessert 
und die Branche gestärkt werden.
 
Der Landespolitik steht also eine Reihe 
von Stellschrauben zur Verfügung, um 
den Dienstleistungssektor zu stärken und 
gute Arbeitsplätze zu schaffen. Mehr tun 
für Bildung, Erziehung, Forschung und 
Gesundheit steht auf der politischen Ta-
gesordnung. Daneben muss weiterhin der 
Arbeitsmarkt reguliert werden. Die Ein-
führung des Mindestlohns ist nicht das 
Ende, sondern der Anfang, wenn es gilt, 
Leitplanken für anständige Beschäftigung 
aufzustellen. So gehört auch die grundlose 
Befristung von Arbeitsverhältnissen abge-
schafft.  
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Raus in die Praxis heißt es regel-
mäßig für die hessischen SPD-
Landtagsabgeordneten, wenn sie 
einen Tag lang Einblick in die un-
terschiedlichsten Berufe nehmen. 
Acht dieser sogenannten Praxista-
ge haben bislang stattgefunden, 
zum Beispiel im Handwerk, der 
Industrie, in der Kinderbetreuung, 
bei kommunalen Unternehmen, 
in der Alten- und Krankenpflege. 
Die Devise dabei ist: anpacken, 
nicht zugucken. Natürlich können 
solche Praxistage kein vollständi-
ges Bild liefern, aber einen inten-
siven Eindruck vom Arbeitsalltag 
können sie vermitteln. Nordhessisches Fachwerk und Frankfurter Flair –  Stefan Körzell, 

DGB-Bundesvorstandsmitglied, hat viele Lieblingsorte

Ich freue mich immer auf mein Hes-
sen, Bad Hersfeld. Da bin ich zu 
Hause. Und weil ich unter der Wo-
che viel unterwegs bin, sind dann 
die Wochenenden umso schöner, 
wenn auch das Wetter mitspielt 
und ich die Ruhe auf meiner Holz-
terrasse genießen kann. Mit viel Na-
tur um mich herum, Tageszeitun-
gen und einem guten Buch erhole 
ich mich und schöpfe Kraft für die 
nächsten Tage. Nordhessen hat ei-
niges zu bieten. Da sind die Markt-
plätze der Fachwerkstädte in Nord-
hessen – in Rotenburg an der Fulda, 
Schlitz, Lauterbach, Eschwege oder 
der alte Hafen in Wanfried. Hessen 

hat für mich sehr viele schöne Orte. 
Damals, durch meine Tätigkeit 
beim DGB Hessen-Thüringen, habe 
ich viele davon kennenlernen dür-
fen. Frankfurt jedoch möchte ich als 
gebürtiger Nordhesse besonders 
erwähnen. Die Stadt habe ich in 
den Jahren, in denen ich dort gelebt 
und gearbeitet habe, schätzen und 
lieben gelernt. Da sind beispiels-
weise der Paulsplatz mit seiner be-
rühmten Kirche, der Römer und na-
türlich die zahlreichen Museen und 
Ausstellungen. Und was wäre 
Frankfurt ohne die vielen Apfel-
weinwirtschaften, in denen man 
ohne großes Zutun willkommen ge-

heißen wird? Etwas, das ich immer 
wieder erlebt habe, macht die Stadt 
wirklich zu etwas Besonderem: Es 
dauert nie lange, bis man mit Men-
schen ins Gespräch kommt. Mit der 
Frankfurter Grie Soß hatte ich aller-
dings so meine Schwierigkeiten. 
Aber ein Äppler schmeckt ja auch 
mit Rippchen.
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„WIR MÜSSEN 
NÄHER RAN AN 
DEN BERUFS-
ALLTAG“

Hier ist Platz für ein 
aussagekräftiges Zitat 
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In der Fulda 
spiegeln sich die 
Fachwerkfassaden 
der nordhessischen 
Stadt Rotenburg. po
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Im Klinikum Darmstadt hat Thorsten 
Schäfer-Gümbel bei einem Praxistag 
viel über den Alltag der Pflegekräfte 
erfahren. 

Auch öffentliche Dienstleistungen sind 
unverzichtbar. Die hessischen Feuer-
wehrleute halten für die Sicherheit 
ihrer Mitbürger den Kopf hin. Thorsten 
Schäfer-Gümbel hat die Gießener Feuer-
wehr bei einem Praxistag  
auf ihren Einsätzen begleitet. 
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Raus aus der Teilzeitfalle
Gespräch zum Thema Frauen im Dienstleistungsbereich  
mit Lisa Gnadl, frauenpolitische Sprecherin der SPD-Landtags-
fraktion, und Ilka Briest, Landesfrauensekretärin von ver.di

12 – ZUKUNFT HESSEN ZUKUNFT HESSEN – 13 

Frau Briest, wenn Sie als Landes-
frauensekretärin von ver.di einem 
Unwissenden das Thema Frauen 
im Dienstleistungsbereich näher- 
bringen wollen: Wo fangen Sie an?
Ilka Briest: Die meisten Frauen 
heute sind erwerbstätig, oft im 
Dienstleistungsbereich, also in so 
vielfältigen Branchen wie Finanz-
dienstleistungen, im Sozial- und 
Gesundheitswesen, in der Bil-
dung, in der Verwaltung privater 
Unternehmen und öffentlicher 
Dienststellen, in der Justiz, bei 
den Telekommunikations- und 
Postdiensten, im Handel und 
vielen weiteren privaten Dienst-
leistungen. Besonders in den 
sozialen und medizinischen Be-
rufen arbeiten viele Frauen, zum 
Beispiel Erzieherinnen, Gesund-
heitspflegerinnen, Grundschul
lehrerinnen, Verkäuferinnen, 
Frisörinnen oder auch Bibliothe-
karinnen.

Welche Entwicklungen sehen Sie, 
wenn Sie die Situation vor 20 oder 
10 Jahren mit der heutigen verglei-
chen?
Ilka Briest: Ich sehe Positives und 
Negatives: Ich freue mich darüber, 
dass für die meisten Frauen eine Be-
rufsausbildung und die Ausübung 
eines Berufes wichtig ist – egal in 
welchen Branchen und Positionen 
sie arbeiten. Gleichstellung haben 
wir noch nicht erreicht, obwohl wir 
seit Anfang der 1990er Jahre Gleich-
berechtigungsgesetze für den öf-
fentlichen Dienst, ein Antidiskrimi-
nierungsgesetz (AGG) und eine An-
tidiskriminierungsstelle des Bundes 
haben und Frauen zu 30 Prozent in 
Aufsichtsräten vertreten sein müs-
sen. Wir Gewerkschafterinnen und 
Gewerkschafter arbeiten an der 
Aufwertung typischer Frauenberu-
fe und finden, dass wir dringend ein 
Entgeltgleichheitsgesetz brauchen. 
Das soll Betriebe verpflichten, mit 
zertifizierten Prüfverfahren heraus-
zufinden, wo und in welchem Um-
fang die Arbeit von Frauen diskri-
minierend bewertet wird – der all-

gemeine „Gender Pay Gap“, also die 
Lohnlücke zwischen Männern und 
Frauen, liegt immerhin noch bei 21 
Prozent.
Sorge macht mir der große Niedrig-
lohnbereich, vor allem in tarifunge-
bundenen Branchen und Betrieben. 
Nach einer vom DGB in Auftrag ge-
gebenen Studie aus 2013 „Frauen 
im Niedriglohnsektor in Hessen“ ar-
beitet jede und jeder fünfte Vollzeit-
beschäftigte in Hessen im Niedrig-
lohn; in den Gesundheitsberufen 
ist jede dritte Frau eine Niedriglohn-
empfängerin.

Ihre Antworten verdeutlichen, wie 
vielschichtig die Arbeit im Dienst-
leistungsbereich ist. Mit welchen 
Problemen sind Beschäftigte ak-
tuell besonders konfrontiert und 
welche Auswirkungen haben diese 
mittelfristig  auch auf das Privatle-
ben?
Ilka Briest: Unsichere Arbeitsver-
hältnisse – auch befristete Verträge 
– erschweren die Lebensplanung; 
in Betrieben und Verwaltungen mit 
relativ sicheren Arbeitsplätzen ist 
die gerechte Verteilung der Arbeits-
zeit eine Herausforderung: Eine kur-
ze Vollzeit mit 30 bis 35 Wochen-
stunden wünschen sich die meisten 
Frauen und Männer, wenn sie da-
nach gefragt werden. Dann wäre es 
auch leichter, die Kinderbetreuung 
und die Pflege von Familienangehö-
rigen hinzukriegen.

Lisa Gnadl: Unsichere Beschäfti-
gungsverhältnisse, Niedriglöhne, die 
Vereinbarkeit von Familie und Be-
ruf  –  das alles führt zu unterbroche-
nen Erwerbsbiografien, verstärkt 
Teilzeitarbeit und Lohnungleichheit. 
Langfristig bedeutet das für viele 
Frauen Altersarmut.

Welche Berufsgruppen haben es 
Ihrer Erfahrung nach besonders 
schwer und wo liegen dort im Spe-
ziellen die Probleme? 
Ilka Briest: Da, wo es noch keine Ta-
rifverträge gibt! Und natürlich die 
alleinerziehenden Frauen! Die-
se brauchen besondere Unterstüt-
zung, auch durch gute Kinderbe-
treuungseinrichtungen!
Lisa Gnadl: Gerade im Dienstleis-
tungsbereich gibt es viele Berufe, die 
von immer flexibler werdenden Ar-
beitszeitmodellen betroffen sind. 
Denke man nur an den Einzelhan-
del mit den verlängerten Ladenöff-
nungszeiten. Hier sind es vor allem 
Frauen, die als Verkäuferinnen be-
troffen sind. Die Flexibilität, die wir 
von ihnen erwarten, gibt es aber 
noch nicht flächendeckend in der Ki-
ta-Betreuung und schon gar nicht im 
Bereich der Betreuung von Grund-
schulkindern. Sobald die Kinder in die 
Schule kommen, werden viele Frau-
en mit Kindern wieder in Teilzeit oder 
ganz aus dem Berufsleben gedrängt. 
Und das bei dem, was eine Verkäu-

Endlich mehr 
Lohngerechtigkeit!

fo
to

: s
tud


io

st
o

ks
 –

 F
o

to
li

a

Fo
to

: M
ar

ti
n

a 
H

äusl


-D
av

id

SPD-Landtagsfraktion

> Weiter auf S. 14

Lisa Gnadl und Ilka Briest im Gespräch.
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ferin verdient. Davon kann sie dann die 
Hälfte für Kinderbetreuungsgebühren 
ausgeben. Wir streiten deshalb für die 
beitragsfreie Kita. Bildung muss kosten-
los sein.  

Wo sehen Sie den dringlichsten Hand-
lungsbedarf?
Ilka Briest: Es gibt so viel zu tun! Ich sehe 
Handlungsbedarf bei der sogenann-
ten „Teilzeitfalle“. Sehr viele Familien 
leben das Modell „Mann Vollzeit und 
Frau niedrige Teilzeit“ – unfreiwillig, 
wenn man sie danach fragt. Frauen soll-
te mehr ermöglicht werden, „kurze Voll-
zeit“ über ihren gesamten Erwerbsver-
lauf hinweg zu arbeiten.
Lisa Gnadl: Wichtig ist auch, dass wir ein 
Rückkehrrecht von Teilzeit auf Vollzeit 
haben. Genau das will SPD-Bundesmi-
nisterin Andrea Nahles gesetzlich veran-
kern. Und wir brauchen gerade für die so-
zialen Berufe endlich eine Aufwertung.
Ilka Briest: Und bei der Rente: Nach ei-
ner ca. 40-jährigen Erwerbsbiografie 
muss die Rente zum Leben reichen und 
über der Grundsicherung liegen; bei der 
anstehenden Reform der Gesetzlichen 
Rentenversicherung (GRV) sollte dies 
herauskommen!

Frau Gnadl, für die Politik gibt es an die-
ser Stelle erkennbar einiges zu tun. Wel-
che Antworten bietet Ihre Partei?
Lisa Gnadl: Es gibt nicht eine Lösung für 
alle angesprochenen Herausforderun-
gen. Die SPD hat auf Bundesebene eini-
ges auf den Weg gebracht, das Frauen im 
Dienstleistungsbereich zugutekommt: 
zum Beispiel den gesetzlichen Mindest-
lohn, damit der Stundenlohn insbesonde-
re auch für Frauen im Niedriglohnsektor 
ansteigt. Das Gesetz zur Förderung der 
Transparenz von Entgeltstrukturen ist ein 
Baustein zur Bekämpfung der Lohnun-
gleichheit. Fortschritte bedeuten auch die 
Ausweitung des Unterhaltsvorschusses 
für Alleinerziehende, die Verankerung des 
Rechts auf Rückkehr in Vollzeit und das 
Gesetz für gleichberechtigte Teilhabe von 
Frauen und Männern in Führungspositio-
nen. Letzteres ist notwendig, damit Frau-
en in Vorständen und Aufsichtsräten mi-
tentscheiden können. In Hessen kämpft 
die SPD für gebührenfreie Bildung von 
Anfang an und echte Ganztagsschulen.  

Die Forderung nach Lohngleichheit für Frauen stand im Mittelpunkt 
der Veranstaltung der SPD-Landtagsfraktion zum Weltfrauentag 
2017 mit Manuela Schwesig, Bundesministerin für Familie, Senio-
ren, Frauen und Jugend. Sie forderte, dass „Frauen genauso fair  
bezahlt werden wie Männer“. Der Gesetzentwurf der Bundesregie-
rung zur Lohngleichheit ziele darauf, die Rechte von Frauen zu  
stärken. „Gleichberechtigung darf nicht nur im Grundgesetz ste-
hen, sondern muss auch in der Lebenswirklichkeit bestehen.“ Die 
Lohnlücke betrage 21 Prozent. Frauen gerieten vor allem dann 
schnell aufs berufliche Abstellgleis – Stichwort Teilzeitfalle –, wenn 
sie sich für Kinder entschieden. Schwesig forderte einen Wandel in 
Unternehmen und im öffentlichen Dienst.  

Volles Haus bei der Veranstaltung zum Weltfrauentag. Mit dabei (v.l.n.r.) Lisa Gnadl, 
Thorsten Schäfer-Gümbel, Manuela Schwesig und Heike Habermann.

Frauenpower – aktive Sozialdemokratinnen aus 
dem Main-Taunus-Kreis nutzen die Chance zu 
einem Foto mit der Ministerin.

Mit viel Spielfreude hat das Saxophon-
Quartett „Famdüsax“ für ordentlich 
Stimmung gesorgt.
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Gleiche Chancen –  Gleiches Geld

Mit seinem außergewöhnlichen Ambiente mitten 
im Naturparadies Waldhessen lässt das Göbel’s 
Schlosshotel keine Wünsche offen. Vor der reizvol-
len Kulisse einer Wasserburgruine kann man sich in 
eleganter Atmosphäre das ganze Jahr über ein be-
sonderes Verwöhnprogramm gönnen. Hier erlebt 
man romantische Schlossatmosphäre und taucht 
ein in eine Welt von Anmut und Schönheit.

Im ehemaligen Jagdschloss der hessischen Landgra-
fen werden die Gäste in stilvollen Restaurants, auf 
der eleganten Terrasse und in der Café-Lounge mit 
erstklassiger Küche verwöhnt und können in den 
großzügigen und liebevoll eingerichteten Schloss-
zimmern und Suiten mit höchstem Wohnkomfort 
herrlich ausspannen.

Eine Oase der Ruhe und Entspannung erwartet die 
Gäste in der eleganten Sauna- und Wellnessland-
schaft „Kristall SPA“ – ein Verwöhnparadies der 

Extraklasse auf 2.000 m2 mit Innen- und Außen-
pool, Saunalandschaft, Ruheräumen, SPA-Bis-
tro, Wellnessgarten, umfangreichem Wellness-, 
Sport- und Fitnessprogramm, 12 Behandlungs-
räumen und einer Privat-Spa-Suite. Erst kürz-
lich wurde die Saunalandschaft renoviert und 
erweitert sowie das Schwimmbad moderni-
siert – und ergänzt nun das elegante Design des 
traumhaften Wellnessbereichs.

Um die Qualität stets auf hohem Niveau zu 
halten und auf die Wünsche der Gäste zu re-
agieren, stehen einige weitere Neuerungen und 
Investitionen im Göbel’s Schlosshotel an. So 
kann man sich schon jetzt auf 4 neue geräumige 
Wellness-Suiten mit Infrarotsauna oder Whirl-
wanne, eine Kinderspiel-Villa auf 2 Etagen und 
den Umbau der Café-Lounge in eine stylishe 
Loungebar freuen.

Verwöhn-Urlaub 
im Schlosshotel

Im Göbel’s Schlosshotel „Prinz von Hessen“ in Friedewald 
bei Bad Hersfeld trifft historisches Ambiente auf modernen 
Luxus und gehobene Gastlichkeit.

Göbel’s Schlosshotel,  Am Schlossplatz 1, 36289 Friedewald
Tel. 066 74 - 9 22 40, info@goebels-schlosshotel.de, www.goebels-schlosshotel.de

Anzeige
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Die große Koalition in Ber-
lin hat die Pflege in dieser 
Wahlperiode gestärkt und 

zukunftsfest gemacht. Nach dem 
Reformstau unter der schwarz-
gelben Vorgängerregierung wur-
den mit den Pflegestärkungsge-
setzen I bis III unter maßgeblicher 
Mitwirkung der SPD wegwei-
sende Leistungs- und Qualitäts-
verbesserungen und der neue 
Pflegebedürftigkeitsbegriff um-
gesetzt. 

Die Qualität der pflegerischen Ver-
sorgung wird aber auch ganz maß-
geblich von der Ausbildung be-
stimmt. Ausreichende und gut 
ausgebildete Pflegerinnen und 
Pfleger sind die Voraussetzung da-
für, dass die vorgenommenen Ver-
besserungen auch umgesetzt wer-
den können. Hinzu kommt, dass 
derzeit weder die Altenpflege 
noch die Krankenpflege für die de-
mografiebedingten Veränderun-
gen ausreichend gewappnet sind. 
Mit der Alterung der Gesellschaft 
wachsen Krankenpflege und Al-
tenpflege zwar immer weiter zu-
sammen, die Ausbildung der Pfle-

geberufe spiegelt das aber nicht 
wider: Krankenpflegerinnen und 
Krankenpfleger brauchen mehr 
Spezialwissen über den Umgang 
mit alten Menschen, deren An-
teil in den Krankenhäusern im-
mer weiter zunimmt. Umgekehrt 
fehlen dem Personal in der Alten-
pflege Kenntnisse in der medizini-
schen Behandlungspflege.

Die seit vielen Jahren diskutier-
te Reform der Pflegeberufe wäre 
daher der krönende, aber auch 
zwingend nötige Abschluss einer 
erfolgreichen Pflegepolitik. Lei-
der ist das Pflegeberufereform-
gesetz, eines der wichtigen Re-

formvorhaben für die zukunfts-
feste Gestaltung der Alten- und 
Krankenpflege, selbst zum Pflege-
fall geworden: Seit der Ausschuss-
anhörung im Mai 2016 stockt 
das parlamentarische Verfahren. 
Eine Verabschiedung des Geset-
zes kam 2016 nicht mehr zu Stan-
de und auch in den verbleibenden 
Sitzungswochen der laufenden 
Wahlperiode sorgt die Blockade-
haltung von Teilen der Unionsfrak-
tionen zunehmend für Ärger. 

Ein Scheitern würde aber die 
längst überfällige Neuausrichtung 
der Pflegeberufe um viele Jahre 
verzögern. Schon jetzt ist wegen 

Bettina Müller – ausgebildete Krankenschwester und studierte Juristin –  
ist Bundestagsabgeordnete. In der SPD-Fraktion ist sie Fachberichterstatterin  
für die Reform der Pflegeberufe. Fo

to
: S

us
i

e 
Kn

o
ll

SPD-Landesverband – Text Bettina Müller, MdB

Reform als Abschluss einer 
erfolgreichen Pflegepolitik

Gute Ausbildung 
für die Pflege 

Fakten
Verloren im System?

Rund 25.000 demenzkranke Menschen werden jährlich in hessischen Kran-
kenhäusern behandelt. Das sind ca. vier Prozent aller Patienten, hat die 
Landesregierung auf Anfrage der SPD-Landtagsabgeordneten Dr. Daniela 
Sommer und Timon Gremmels mitgeteilt. Diese Patientengruppe stellt be-
sondere Anforderungen an die Pflegekräfte. Vor allem, wenn ihnen keine en-
gagierten Angehörigen zur Seite stehen, können sie sich schnell „verloren im 
System“ vorkommen, befürchten die Abgeordneten. 
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Regelung, mindestens 50 Prozent 
der praktischen Ausbildung ver-
pflichtend im Betrieb des jeweili-
gen Ausbildungsträgers zu absol-
vieren, ist man den Betrieben sehr 
weit entgegengekommen. Zahl-
reiche weitere Änderungen, die 
letztlich zu einer Mischform aus 
Generalistik und integrierten Aus-
bildung geführt haben, sollten 
auch für die Kritiker in der Union 
akzeptabel sein.

der im Gesetz vorgesehenen groß-
zügigen Vorbereitungs- und Über-
gangsphasen für die Schulen und 
Ausbildungsbetriebe frühestens 
ab 2023 mit ersten Absolventin-
nen und Absolventen einer neuen 
Ausbildung in den Einrichtungen 
zu rechnen. Ein nennenswerter 
Anteil von zehn Prozent der Fach-
kräfte dürfte, bei gleichbleiben-
der Zahl an Auszubildenden, erst 
in zehn Jahren oder noch später 
erreicht werden – zu wenig und 
zu spät, um die pflegerischen He-
rausforderungen in sich ändern-
den Settings zu meistern, wenn 
die geburtenstarken Jahrgänge in 
die Pflegebedürftigkeit kommen 
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und der Anteil der hochbetagten 
Patientinnen und Patienten in 
den Krankenhäusern noch einmal 
deutlich zunimmt.

Dabei greift der vorliegende Ge-
setzentwurf bereits viele Ein-
wände der Kritiker einer gene-
ralistischen Pflegeausbildung 
auf und verschiebt den Ansatz 
deutlich hin zu  einer integrier-
ten Ausbildung. Dazu gehören 
unter anderem die sogenann-
ten Vertiefungseinsätze im drit-
ten Ausbildungsjahr in einem der 
drei ursprünglichen Berufe, die 
eine weitgehende Spezialisie-
rung sicherstellen. Auch mit der 

Der berufliche Alltag in der Pflege bedingt neue Ausbildungswege. Beim Deutschen Pflegetag 2016 wurde die geplante Reform begrüßt, 
auch weil sie die benötigte Basis an gut ausgebildeten und motivierten Pflegefachkräften sichert. Leider ruht das Vorhaben wegen der 
Haltung der CDU-Bundestagsfraktion seit Monaten.  
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In Hessen ist davon wenig zu se-
hen. Wir brauchen eine Landes-
regierung, die den Wandel der 
Arbeitswelt zusammen mit den 
Sozialpartnern zur Chefsache 
macht. Keine, die wie die jetzige 
nur im Zuschauersessel abwartet.
 
Gerade in vielen Dienstleistungs-
berufen wird die Arbeit mobiler 
und zeitlich flexibler. Damit nie-
mand abgehängt wird, müssen 
wir Flexibilität für alle möglich 
machen. Ein Beispiel: Wenn 
das Homeoffice zum Standard 
wird, dann wird flächendeckend 

Die Digitalisierung wird 
im Dienstleistungssektor 
vieles verändern. Ob LKW-

Fahrer, Bankangestellte oder 
Angestellte im Einzelhandel: 
Manche ihrer Tätigkeiten werden 
ersetzt, dafür kommen neue, oft 
anspruchsvolle, dazu. Manche 
Jobs wird es in Zukunft seltener 
geben. Dafür werden in manchen 
Dienstleistungsberufen wie im 
IT-Bereich oder in der Altenpfle-
ge in Zukunft mehr Fachkräfte 
gebraucht. Das Zeitfenster, die 
betroffenen Menschen rechtzei-
tig auf diese Veränderungen vor-

zubereiten, ist: jetzt. Die Politik 
muss Anreize und Rahmenbedin-

gungen für berufsbegleitendes 
Lernen und frühzeitige Um- und 
Weiterqualifizierung schaffen. 
Sie muss die betroffenen Berufs-
gruppen auch frühzeitig dafür 
sensibilisieren. Sie muss für gute 
Angebote sorgen, damit die Ver-
änderungen die Arbeitnehmer in 
ein paar Jahren nicht „kalt erwi-
schen“.

spd-Landesverband – Text Nancy Faeser
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Digitalisierung und Globa-
lisierung sind die beiden 
Megatrends, welche die Ar-
beitswelt rapide verändern.

schnelles Internet zur Pflicht. 
Pflegende Angehörige und Eltern 
brauchen mehr zeitlichen Spiel-
raum bei der Pflege und bei der 
Kinderbetreuung. Im SPD-regier-
ten Berlin etwa gibt es bald einen 

„Mobilen Kinderbetreuungsser-
vice für Eltern mit besonderen 
Arbeitszeiten“ (MoKis). Martin 
Schulz und Manuela Schwesig 
wollen das für ganz Deutschland 
ermöglichen. Das schwarz-grüne 
Hessen-KiföG hingegen bewirkt 
das Gegenteil. Die Landesförde-
rung beschränkt sich auf 35 Wo-
chenstunden. Kitas im ländlichen 
Raum wurden ihrer finanziellen 
Planungssicherheit beraubt. Das 
macht elternfreundliche Öff-
nungszeiten anzubieten für sie 
noch schwieriger.
Eine Ausweitung der oft dürftigen 
Betreuungszeiten und der Ganz-

tagsschulangebote würde es 
umgekehrt mehr Eltern erlauben, 
nach ihren Wünschen berufstätig 
zu sein. Das hätte auch ein Plus 
bei den Steuereinnahmen und 
wegfallende Sozialausgaben zur 
Folge – ein positiver Nebeneffekt, 
der zur Finanzierung beitragen 
könnte.
Die Digitalisierung der Arbeits-
welt braucht klare Spielregeln 
und die Politik muss diese durch-
setzen. Sonst droht die „Ube-
risierung“ unserer Arbeitswelt. 
Gerade im Dienstleistungssektor 
haben viele Arbeitnehmer schon 
jetzt mit Niedriglöhnen, Ver-
hinderung von Mitbestimmung 
und der Umgehung von Tarif-
verträgen zu kämpfen. Ein Mus-
terbeispiel dafür ist Ryanair. Das 
Unternehmen unterläuft gültige 
Sozialstandards und verweigert Fo
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Wandel 
im Dienstleis-
tungssektor: 
Gestalten statt 
zuschauen!

jede aktive Tarifbindung für sei-
ne Beschäftigten. Die Crews, die 
ab nächsten Sommer in Frank-
furt stationiert werden sollen, 
erwerben weder Rentenansprü-

che noch Krankheitsschutz nach 
deutschem Recht. Damit wird 
am Frankfurter Flughafen ein 
Lohn- und Sozialdumpingwett-
bewerb ausgelöst. Dass ausge-
rechnet solche Airlines unter 
einem grünen Verkehrsminister 
am Drehkreuz Frankfurt angesie-
delt werden, zeigt einmal mehr: 
Schwarz-Grün versteht nichts 
von guten Arbeitsbedingungen 
im Dienstleistungsbereich.

„Soziale Standards 
erhalten“

„Anreize für Quali-
fizierung schaffen“



Herr Bothner, internatio-
nale Konkurrenz, Digita-
lisierung und „Sharing 

economy“-Modelle verändern 
ganze Branchen. Welche Heraus-
forderungen sehen Sie auf Hes-
sens Beschäftigte zukommen? 
Die Arbeit im Dienstleistungs-
sektor wird in vielfacher Hinsicht 
noch flexibler und entgrenzter. 
Das betrifft die Arbeitszeit in 
Dauer und Lage, den Ort der Leis-
tungserfüllung, aber auch die 
Flexibilität, die von Beschäftigten 
erwartet wird. Dies bedroht zu-
nehmend unsere hart erkämpf-
ten Arbeitnehmerschutzrechte. 
Die meisten Regelungen stam-
men aus den 1960er und 1970er 
Jahren. Sie orientieren sich an 
ortsabhängiger zergliederter Voll-
zeitarbeit und regeln Kollektive. 
Das passt heute vielfach nicht 
mehr. Früher war es zum Beispiel 
die Regel, dass alle zur gleichen 
Zeit anfangen zu arbeiten. Auch 
das ist heute nicht mehr so. Daher 
brauchen wir neue Vereinbarun-
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„Den Schutz wieder 
herstellen“
Interview mit ver.di-Landesbezirksleiter Jürgen Bothner  
zu Mitbestimmung und Arbeitnehmerrechten in Zeiten des Wandels 

gen und Gesetze, die den Schutz 
wieder herstellen und ausbauen. 
Und vor allem muss die Mitbe-
stimmung erhalten bleiben.

Was muss in Hessen politisch ge-
tan werden, um den bedrohten 
Berufsgruppen eine verlässliche 
Weiterentwicklungsperspektive 
zu geben?
Die Politik muss die Rahmen-
bedingungen schaffen für ein 
lebenslanges, auch berufsbeglei-
tendes Lernen. Politik muss die 
Rahmenbedingungen verbessern 
in Bereichen, in denen zuneh-
mend Arbeitskräfte gebraucht 
werden,  wie in der Altenpflege. 
Zudem muss die Forschung zu 
den spezifischen Belastungen 
und Beanspruchungen wie auch 
die zu den positiven Potentialen 
der digital mobilen Arbeit intensi-
viert werden.

Vielfach nutzen Beschäftigte ihre 
vorhandenen Rechte auf Fort- 
und Weiterbildung nicht …

Hier zeigt sich, dass sowohl ge-
setzliche als auch tarifvertragli-
che Vereinbarungen immer zwei-
mal durchgesetzt werden müssen, 
nämlich einmal auf dem Papier 
und dann auch im Betrieb. Es ist 
bedauerlich, dass viele Arbeitge-
ber die hierin liegenden Vorteile 
noch nicht erkennen und nutzen.

Bei Amazon in Osthessen zieht 
sich der Streik für einen besseren 
Tarifvertrag seit Jahren hin. Wel-
che Strategie kann eine national 
verankerte Gewerkschaft gegen 
einen global agierenden Konzern 
fahren? 
Bei Amazon verstärken wir die 
länderübergreifende gewerk-
schaftliche Zusammenarbeit 
und vernetzen die grenznahen 
Amazon-Standorte. Das zeigt ers-
te Wirkungen. Der Mensch muss 
im Fokus des wirtschaftlichen 
Handelns stehen. Für die dafür 
notwendigen Standards und 
Mindestbedingungen sollte die 
Politik die Rahmen und die Ge- Fo
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werkschaften die Inhalte liefern. 
Das fängt beim Arbeitsschutz an 
und hört bei der Unternehmens-
besteuerung nicht auf.

In einigen Berufen gibt es erheb-
lichen Fachkräftemangel – etwa 
bei den Pflegekräften und den 
Erziehern. Reicht hier bessere Be-
zahlung aus, um das Problem zu 
lösen?
Gute Bezahlung macht Berufe 
attraktiv. Mit Geld allein ist es je-
doch nicht getan. Es geht um die 
Bedingungen der Arbeit. In der 
Pflege, im Sozial- und Erziehungs-
dienst arbeiten vornehmlich Frau-
en. Warum bekommen Pflegekräf-
te oder Erzieherinnen teilweise nur 
halb so viel Geld wie Facharbeiter 
in der Industrie? Gute Arbeit, gute 
Leute, gutes Geld – das gehört für 
mich zusammen, egal in welcher 
Branche.

2016 waren erstmals mehr als 
die Hälfte der ver.di-Mitglieder 
weiblich. Was wünschen sich die 
weiblichen Beschäftigten in Hes-
sen von ihrem Berufsumfeld?
Eine viel stärkere Anerkennung 
ihrer geleisteten Arbeit innerhalb 
und außerhalb des Berufs. Und 
sie wünschen sich bessere Bedin-
gungen, um Beruf, Familie und 
Privatleben miteinander verein-
baren zu können. Dazu zählt der 
Rechtsanspruch auf Rückkehr aus 
der Teilzeit in die Vollzeit.

Sie sind auf ehrenamtlicher Basis 
Ortsvereinsvorsitzender der SPD 
in ihrem Heimatort Karben. Was 
wären ihre größten Wünsche 
an einen Bundeskanzler Martin 
Schulz?
Von einem Kanzler Martin Schulz 
wünsche ich mir, dass er die not-
wendigen Veränderungen des 
Wandels der Arbeitswelt betei-
ligungs- und arbeitnehmerori-
entiert anlegt. Im Wissen, dass 
wirtschaftliche Stärke ohne er-
fahrbare soziale Gerechtigkeit 
dauerhaft nicht erwachsen kann, 
erwarte ich mir von ihm nicht nur 
einen Blick für das Machbare, son-
dern einen hin zum Notwendigen. 
Das muss erfahrbar sein wie er 
als Kanzler – vor Ort bei einem 
Besuch der SPD in Karben. Martin 
Schulz ist herzlich eingeladen!
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Jürgen Bothner steht seit 2003 
an der Spitze des ver.di-Landes-
bezirks. Der gelernte Fernmel-
dehandwerker studierte nach 
seiner Ausbildung Sozialöko-
nomie in Hamburg und in  
den USA. 
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Der Mensch muss  
im Fokus des wirtschaft-
lichen Handelns stehen.

Fakten
Starke Gewerkschaft 

Die vereinte Dienstleistungsge-
werkschaft ver.di hat Ende 2016 
gut 166.000 Mitglieder gezählt. 
Davon sind knapp mehr als 50 Pro-
zent Frauen. Die Mitgliederzahl 
bei ver.di Hessen ist auf diesem 
Niveau seit Jahren konstant. In 
ver.di sind mehr als 2.000 Berufe 
organisiert, von der Finanzbran-
che über den Gesundheitssektor, 
die Kirchen, Bildung und Wis-
senschaft, Telekommunikations-
dienste, Medien, Postdienste und 
Speditionen, Sozialversicherun-
gen, Sicherheitsdienste, Verkehr, 
Ver- und Entsorgung bis hin zum 
Handel.

Produktionslogistik Verkauf Gebäudereinigung Technische Reinigung Terminalreinigung
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Gastbeitrag von Wolfgang Weyand

Peugeot erwägt den Kauf von 
Opel. Gleich drei Minister 
engagieren sich, um die In-

teressen von 19.000 Opelanern 
in Deutschland zu vertreten und 
die Relevanz für die deutsche 
Wirtschaft zu betonen. Allein in 
Hessen zählt Opel rund 15.000 Be-
schäftigte. Fast 50.000 sind es in 
der gesamten Automobilbranche. 
Mitunter hat man das Gefühl, dass 
unser Wohlergehen allein von der 
Prosperität dieser am Scheideweg 
stehenden Schlüsselindustrie ab-
hängt. Doch Hessen hat deutlich 
mehr zu bieten. Noch dazu in per-
spektivisch vielversprechenderen 
Branchen.

Ein Blick auf die Zahlen der Kre-
ativwirtschaft zeigt, was diese 
heterogene Branche mit ihren 
elf Teilmärkten Software/Games, 
Werbung, Presse, Design, Archi-
tektur, Film, Buch, Musik, Theater/
Tanz, Rundfunk und Kunst zu leis-

ten im Stande ist: 2014 erzielte 
der Wirtschaftszweig einen Um-
satz von rund 11,7 Milliarden Euro. 
2015 waren in Hessen mindestens 
116.900 Kultur- und Kreativschaf-
fende erwerbswirtschaftlich tätig. 
Darunter 70.000 sozialversiche-
rungspflichtig Beschäftigte, 11.900 
freiberufliche Künstler und Publi-
zisten, 20.000 Unternehmensin-
haber sowie 15.000 geringfügig 
entlohnte Beschäftigte. In der 
Metropolregion Frankfurt/Rhein-
Main nahm die Zahl der sozialver-
sicherungspflichtigen Personen 
um 1.300 gegenüber dem Vorjahr 
zu. Allein die Stadt Frankfurt zählt 
26.400 Beschäftigte, gefolgt von 
den kreisfreien Städten Darmstadt 
(7.700) und Wiesbaden (5.300). 
Hier wächst ein Wirtschaftszweig 

heran, der Hessens Zukunft nach-
haltig beeinflussen wird. 

Die Kultur- und Kreativwirtschaft 
ist für die Wirtschafts-, Stand-
ort-, Image-, Beschäftigungs- und 
Stadtentwicklungspolitik von 
großer Bedeutung. Sie bewegt 
sich im Spannungsfeld zwischen 
der geförderten Kultur und dem 
freien Wirtschaftsmarkt – ein Ziel 
sollte es sein, der privaten Kul-
turwirtschaft ausreichend Entfal-
tungsmöglichkeiten zu bieten und 
Konkurrenz zur geförderten öffent-
lichen Kulturwirtschaft abzubauen. 
Sie umfasst Einzelpersonen und 
größere Unternehmen. Sie vereint 
Arbeitszeit- und Arbeitsplatzmo-
delle, die man als überaus flexibel 
bezeichnen kann. 

Nirgendwo sonst ist der Anteil an 
Heimarbeitsplätzen größer als in 
der Kreativwirtschaft. Mitunter 
sind die Übergänge fließend und 
bestens vereinbar mit der jeweili-
gen familiären Situation. Voraus-
gesetzt, das „Homeoffice“ ist an 
das Hochgeschwindigkeitsnetz 
der Ballungsräume angeschlossen, 
womit ein wesentlicher Faktor für 
die Entwicklung genannt wäre. 
Ein weiterer betrifft das Angebot 
an bezahlbaren Räumen in für die 
Kreativwirtschaft attraktiven La-
gen. Das können durchaus Rand-
lagen sein. Diese sollten aber nicht 

als solitäre Quartiere aufgezogen 
sein. Denn Silodenke und Kreativ-
wirtschaft passen nicht zusam-
men. Da die Kreativwirtschaft eine 
junge Branche ist mit niedrigem 
Altersdurchschnitt, sollten  auch 
günstiger Wohnraum und eine 
entsprechende vitale Gastronomie- 
und Kulturszene vorhanden sein.  

Ein Faktor, der für größere Städ-
te spricht und diesen hinsicht-
lich Erscheinungsbild und Image 
auch gut zu Gesicht stünde. Denn 

Kreativwirtschaft wirkt auch 
nach außen. Sei es in Form von 
Veranstaltungen, Messen, Kon-
gressen und Awards oder in Form 
von Erzeugnissen wie Konzerten, 
Ausstellungen oder Festivals. Die 
enge Verzahnung mit dem wissen-
schaftlichen Bereich ist von Vorteil, 
eine günstige Verkehrsanbindung 
für die in der Regel äußerst mobi-
len Kreativwirkenden ebenso. Und 

die Möglichkeit der Zusammen-
arbeit auf internationaler Ebene. 
CLUK begrüßt deshalb Maßnah-
men, um die hessische Kultur- und 
Kreativwirtschaft mit anderen 
Kreativmetropolen zu vernetzen, 
im besten Fall durch direkte Initi-
ativen mit anderen europäischen 
Standorten. So kann nicht nur der 
wirtschaftliche, sondern auch der 
kulturelle Austausch der Regionen 
gefördert werden. Für ein geeintes 
Europa der Kulturen eine unab-
dingbare Voraussetzung.

Die Kultur- und Kreativwirtschaft 
zeichnet sich durch hohe Dynamik 
und Flexibilität aus, besonders aber 
durch ihre Innovationsfähigkeit: 
Kreative Unternehmen schaffen 
ständig Neues und bringen die Ent-
wicklung einer Stadt, einer Region, 
eines Landes voran. CLUK setzt 
sich für kultur- und kreativwirt-
schaftliche Gründerzentren und 
für Kreativhäuser ein. Wir denken, 

dass in enger Kooperation mit der 
Privatwirtschaft hier marktfähige 
Konzepte umgesetzt werden kön-
nen, vor allem an den Standorten 
Frankfurt, Offenbach, Darmstadt 
und Wiesbaden.

Der Zugang zu finanziellen Res-
sourcen gestaltet sich für Freibe-
rufler und Kreativwirtschaftsun-
ternehmen als herausfordernd. Für 
Kreditinstitute ist der meist klein-
teilige Finanzbedarf nicht attraktiv. 
Die Geschäftsmodelle der Kreativ-
wirtschaft basieren zudem auf im-
materiellen Wirtschaftsgütern, die 
nicht als Sicherheit akzeptiert wer-
den. CLUK setzt sich dafür ein, der 
hessischen Kreativwirtschaft den 
Zugang zum Kapitalmarkt künftig 
zu erleichtern. Hier sollte die Poli-
tik Weichen stellen. Wir erhoffen 
uns über die Landesförderinstitute 
einen Zugang zum Kapitalmarkt 

– durchaus auch unter Einbezie-
hung von europäischen Mitteln. 
Es bedarf innovativer Förderins-
trumente, die auf die speziellen 
Gegebenheiten in den einzelnen 
Teilbranchen abgestellt sind. 

Mittelfristig gilt es, die Förderung 
der unterschiedlichen Kreativwirt-
schaftsbranchen ausgewogener 
als bisher einzusetzen. Obgleich 
hier mit Widerständen zu rechnen 
ist, bleiben doch erhebliche Zwei-
fel an der bisherigen Praxis und der 
unterschiedlichen Systematik. Als 
Beispiel herhalten mag die opu-
lente Filmförderung gegenüber 
der homöopathischen Musikförde-
rung auf Landes-, Bundes- und der 
kommunalen Ebene. Hier geht es 
um mehr Ausgewogenheit. Denn 
die Kultur- und Kreativwirtschaft 
kann als Gesamtbranche nur an 
Bedeutung gewinnen, wenn die 
einzelnen Teilbranchen sich ad-
äquat entwickeln und wachstums-
fähig sind.  
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Kultur- und Kreativwirt-
schaft mindestens so wichtig 
wie Autoindustrie

Vorsitzender des Clusters der  
Kreativwirtschaft in Hessen e.V.  
(CLUK) und des Interessenverbands  
Musikmanager & Consultants e.V. 
(IMUC).
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Druck auf 
Beschäftigte 
wächst
SPD-Landtagsfraktion  – Text Gert-Uwe Mende

„

Bundesweit ist die atypische Be-
schäftigung seit Anfang der 90er 
Jahre deutlich gestiegen. Auch 
wenn die Zahlen in jüngster Zeit 
etwas rückläufig sind, so ist auf 
der „langen Linie“ eine erheb-
liche Zunahme zu registrieren. 
Daraus folgen gestiegene Risi-
ken wie Armut und Altersarmut, 
mangelnde soziale Sicherheit 
oder die Ungewissheit, wie sicher 
der Arbeitsplatz ist. Das Institut 
für Arbeit und Qualifikation (IAQ) 
zieht das Fazit, dass das „deut-
sche Beschäftigungswunder“ mit 
einer Zunahme von Prekariatsri-
siken einhergeht.  

Dazu kommt, dass die Beschäf-
tigten häufiger „Schutzlücken“ 
ausgesetzt sind, weil Betriebe 
entweder nicht der Tarifbindung 
unterliegen, weil es keinen Be-
triebsrat gibt oder – im schlimms-
ten Fall – beides zutrifft. Das 
Institut für Arbeitsmarkt- und 
Berufsforschung (IAB) hat 2013 
festgestellt, dass rund 70 Prozent 
der Einzelhandelsbetriebe nicht 
tarifgebunden sind. 

Die Föderalismusreform von 
2006 hat dem Einzelhandel und 
den dort Beschäftigten zudem 
die Möglichkeit dramatisch ver-
längerter Öffnungszeiten be-
schert. An Werktagen können 
hessische Läden inzwischen 
24 Stunden geöffnet sein. Von 

„kunden- und marktorientierten 
Öffnungszeiten“ spricht das Hes-
sische Sozialministerium. Von 
den Bedürfnissen der Beschäf-
tigten wird da nicht gesprochen 

– weder im Hinblick auf familiäre 
Pflichten, auf die Kinderbetreu-
ung, auf ehrenamtliches Engage-
ment noch auf die Aspekte Erho-
lung und Freizeit.  

Wir suchen eine flexible 
und zuverlässige Aus-
hilfskraft auf 450-Euro-

Basis/Teilzeit.“ Solche Stellen-
angebote im Schaufenster eines 
Ladens, Cafés oder einer Bäckerei 
sind keine Seltenheit. Sie stehen 
beispielhaft für die Veränderung 
der Arbeitswelt, die gerade im Ein-
zelhandel besonders spürbar ist.

Der Einzelhandel ist nämlich im 
negativen Sinne Spitzenreiter mit 
überdurchschnittlich vielen be-
fristeten Arbeitsverträgen, Mini-
Jobs und Teilzeitbeschäftigungen. 

„Atypisch“ werden solche Beschäf-
tigungsverhältnisse  im Vergleich 
zum „Normalarbeitsvertrag“ häu-
fig genannt. Aber ist atypisch nicht 
in vielen Fällen die neue Norm? 

Der Online-Handel setzt den sta-
tionären Einzelhandel wirtschaft-
lich unter Druck. Ebenso der harte 
Preiswettbewerb, der Discoun-
tern und großen Fachmärkten in 
die Hände spielt. Wie heißt es so 
schön: „Alle lieben Tante Emma, 
aber keiner geht hin.“
Viele Betriebe wälzen einen Teil 
ihres wirtschaftlichen Risikos zu-

Wie gerecht ist es, wenn der 
Vorstand eines Unternehmens 
das Hundertfache eines norma-
len Angestellten bekommt? In 
den Chefetagen der glitzernden 
Unternehmenszentralen gibt 
es eine Selbstbedienungsmen-
talität, die aus Sicht der SPD-
Bundestagsfraktion gebremst 
werden muss. Sie hat jetzt einen  
Gesetzentwurf zur Begrenzung 
von Managergehältern und Boni 
vorgelegt.

Er sieht vor, die steuerliche Ab-
setzbarkeit von Vorstandsbezü-
gen in Aktiengesellschaften auf 
500.000 Euro pro Jahr zu begren-
zen. Damit können die Unterneh-
men weiter frei über die Höhe 
entscheiden, aber wenigstens 
gehen solche Gehälter und Bo-
nuszahlungen nicht mehr zulas-
ten der Steuerzahler.

Die Veränderungen im Einzelhandel gehen häufig zu Lasten der Beschäftigten.

Managerbezüge  
begrenzen

Viele Faktoren verändern die 
Arbeit im Einzelhandel 

Außerdem soll die Haupt-
versammlung ein Maximal-
verhältnis zwischen der Vor-
standsvergütung und dem 
Durchschnittsgehalt festlegen. 
Schließlich soll der Aufsichtsrat 

bei schlechten Leistungen der 
Vorstände die Bezüge herabset-
zen oder Ruhegehälter zurück-
fordern können.

nehmend auf die Beschäftigten 
ab, indem sie „Arbeit auf Abruf“ 
organisieren. Auch hier hat der 
Einzelhandel eine unrühmli-
che Spitzenposition neben dem 
Gastgewerbe, wo auch viele der 
beschriebenen Entwicklungen er-
kennbar sind.

wenn der Chef das 100-fache verdient
Verhältnis von durchschnittlicher Manager- und 
Mitarbeitervergütung in DAX-Konzernen

VW

Deutsche Post

Adidas

Henkel

Metro

Daimler

Merck

Fresenius

Siemens

ThyssenKrupp

Dax-30-Durchschnitt

141x
132x

116x

98x

95x

91x

81x
80x

69x

67x

57x
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Nur echt aus Bruchköbel: 
Walthers Apfelwein
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Martin Schulz verbreitet sichtbar gute Laune. Hier mit dem Wiesbadener 
Oberbürgermeister Sven Gerich und dem Unterbezirksvorsitzenden in der 
Landeshauptstadt Dennis Volk-Borowski.  ↓

↑ Karin Hartmann, Abgeordnete aus  
der Bergstraße, in der Diskussion mit 
Andrea Nahles.

↑ Martin Schulz wurde begeistert empfangen. Er forderte: 
„Menschen, die hart arbeiten, dürfen nicht schlechter gestellt werden 
als jene, die ihr Geld arbeiten lassen.“

→
Die besonderen Herausfor-

derungen der Kommunen 
thematisierte Felix Schwenke, 
Kandidat zur Oberbürgermeis-

terwahl in Offenbach.

↑ Gernot Grumbach, stellver-
tretender Landesvorsitzender, 
in der Debatte zur Verfassung. 
Die SPD will dort die Gebühren-
freiheit von Bildung verankern. 

↑ Susanne Selbert informierte 
über den Stand der Verfas-
sungsreform. Die SPD hat dazu 
viele Vorschläge gemacht.

Die nordhessische Juso-Vorsitzende 
Lara Kannappel in der Debatte zur 

Arbeitsmarkt- und Sozialpolitik. ↓

Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles will ein Recht auf Weiterbildung, um Beschäftigte fit für künftige Aufgaben zu machen.

Martin Schulz: 
„Solidarität hat vor allem etwas 

mit Zuwendung und Hingabe 
zu den Menschen zu tun – 

egal, in welcher Zeit wir uns 
befinden.“

Der Präsident des Bundes

kriminalamtes, Holger Münch, 

im Gespräch mit Thorsten 

Schäfer-Gümbel.

SPD-Landesverband
Text Isabel Neumann  Fotos Sascha Rheker

die SPD die Sorgen der Menschen 
ernst nimmt. Begrüßen durfte die 
Generalsekretärin am ersten Tag 
der Jahresauftaktklausur den Prä-
sidenten des Bundeskriminalamts 
Holger Münch. Münch referierte 
in seinem Vortrag unter anderem 
über die aktuellen Anforderungen 
an die Innere Sicherheit. Während 
bei diesem ersten Teil der SPD-
Klausur die öffentliche Sicherheit 
im Mittelpunkt stand, ging es 
am zweiten Tag mit den Gästen 
Andrea Nahles, der Bundesmi-
nisterin für Arbeit und Soziales, 
und dem SPD-Kanzlerkandidaten 
Martin Schulz um die soziale Si-
cherheit. 

Wir haben gute Laune 
und wir haben guten 
Grund dafür. Wir ha-

ben einen Kanzlerkandidaten, 
der Erstaunliches auslöst. Und 
darauf wollen wir aufbauen“, be-
grüßte Generalsekretärin Nancy 
Faeser rund 200 Gäste des Hes-
sengipfels 2017 in Friedewald. Zu 
Beginn der traditionellen politi-
schen Jahresauftaktklausur des 
SPD-Landesverbandes und der 
SPD-Landtagsfraktion machte 
Faeser außerdem deutlich, dass 

Hessengipfel 2017 in Friedewald 

Sicherheit schafft  
Zusammenhalt

„



28 – ZUKUNFT HESSEN

nahmen inzwischen flüssiger und 
reibungsloser. Von einem „Nor-
malzustand“ sind wir allerdings 
noch weit entfernt. Unabding-
bare Voraussetzung für eine In-
tegration ist das elementare Be-
herrschen der deutschen Sprache 
in Wort und Schrift. Hier besteht 
noch sehr großer Nachholbedarf. 
Unsere Landesinnung hat in Hes-
sen hier bereits anerkannt große 
Erfolge erzielt. 

Viele Arbeitgeber beklagen 
die mangelnde Aus-
bildungsfähigkeit von 
Schulabgängern, auch 
in Hessen. Macht die 
Bildungspolitik ihren 
Job nicht?
Der Übergang von 
der Schule zur beruf-
lichen Ausbildung 
ist in Deutschland 
suboptimal gere-
gelt. Die Kultusmi-
nisterkonferenz ist 
hier gescheitert. 
In unserem fö-
deralen System 
fehlt ein bundes-
weites verbind-
liches Bench-
m a r k s y s t e m , 
das qualitativ 

vergleichbare Qualifikationen für 
Schulabgänger hervorbringt. Be-
rufsschulen und Aus- und Weiter-
bildungsinstitutionen müssen in 
der Folge die Eingangsqualifika-
tionen „nacharbeiten“, was nicht 
ihr eigentlicher Auftrag ist. Hier 
wünsche ich mir mehr Sachlich-
keit und Ehrlichkeit in der Schul-
politik.

Herr Schmidt, Ihr Unternehmen 
hat sich am Markt über Jahrzehn-
te erfolgreich behauptet – was 
würden Sie heutigen Gründerin-
nen und Gründern empfehlen? 
Gründliche Vorbereitung! Er-
arbeitung eines tragfähigen 
Business-Modells. Ausführliche 
Markterkundung. Erkennen der 
eigenen Stärken im kaufmän-
nischen und operativen Bereich. 
Schulung und Beratung durch 
IHK, HK und Banken.

Das Interwiev führte Michael  
Fraenkel

Herr Schmidt, Sie treten für eine 
faire Bezahlung auch für einfache 
Jobs schon seit langem für Min-
destlöhne ein. Stoßen Sie damit 
bei anderen Unternehmern im-
mer auf Verständnis?
Die Delegiertenversammlung 
des Bundesinnungsverbands des 
Gebäudereiniger Handwerks BIV 
hat sich bereits 2004 mit großer 
Mehrheit für einen Branchen-
mindestlohn entschieden. Der 
Mindestlohn ist bis auf wenige 
Ausnahmen im Berufsverband 
unumstritten.  Anfänglich große 
Befürchtungen in anderen Un-
ternehmensbereichen haben sich 
weitgehend gelegt. Unsere Kun-
den im privaten und öffentlichen 
Sektor schätzen nach meinem 

Eindruck inzwischen den Bran-
chenmindestlohn. Der Mindest-
lohn sorgt im Wettbewerb für 
mehr Transparenz und Fairness 
und hat nicht zu Beschäftigungs-
abbau geführt. 

Wie hat sich der Wettbewerb 
durch europäische Marktöffnung 
verändert? Müssen Sie sich seit 
der Osterweiterung verstärkt mit 
Lohndumping auseinanderset-
zen?
Die Osterweiterung hat in un-
serem Handwerk bisher keine 
nennenswerten Auswüchse in 
Bezug auf Lohndumping hervor, 
gebracht. Es gilt das Ortslohn-
prinzip, das auch weitgehend 
eingehalten wird.

Gespräch über Erfahrungen aus  
Unternehmersicht mit Manfred Schmidt

Mindestlohn  
sorgt für Fairness

SPD-Landesverband  

Eine Form des unfairen Wettbe-
werbs ist der exzessive Einsatz 
von Sub- und Sub-Sub-Unter-
nehmern. Die oft ausländischen 
Beschäftigten haben es dadurch 
schwer, ihre Rechte beim eigent-
lichen Auftraggeber durchzuset-
zen. Was sollte die Politik hier 
tun?
Nachunternehmer sind in vie-
len Wirtschaftsbereichen – auch 
im Gebäudereiniger-Handwerk 

– unabdingbar. Für sie müssen 
allerdings dieselben staatlichen 
Kontrollmechanismen greifen 
wie für den Hauptauftragnehmer. 
Hier sehe ich große Defizite bei 
der Exekutive insbesondere im 
EU-Recht. Die EU-Gesetzgebung 
muss hier transparente faire 
Lösungen anbieten, die nicht 
zu Wettbewerbsverzerrungen 
zwischen inländischen und aus-
ländischen Firmen führen und 
insbesondere deutsche Firmen 
benachteiligen. Das Ortslohn-
prinzip sollte auch auf den kauf-
männischen Bereich ausgeweitet 
werden und überprüfbar sein.

Trotz etlicher Versuche der Po-
litik werden die meisten Haus-
haltshilfen immer noch schwarz 
beschäftigt. Das geht zulasten 
der sozialen Absicherung der Be-

troffenen und der Allgemeinheit. 
Lässt sich das Problem überhaupt 
ohne massive Subventionen lösen?
Der Branchenmindestlohn be-
trägt 10 Euro. Der unternehme-
rische kalkulatorische Aufschlag 
allein durch gesetzliche und tarif-
liche Rahmenbedingungen liegt 
bei 60 -70 Prozent.  Der brutto 
Stundenverrechnungssatz inklu-
sive Mehrwertsteuer - also das 
was ein privater Nachfrager für 
eine Haushaltshilfe pro Stunde 
bezahlt- liegt damit bei über 20 
Euro. Diese Diskre-
panz lässt sich nur 
durch gesetzgebe-
rische Maßnahmen 
verbessern.

Viele der hier aufge-
nommenen Flücht-
linge würden 
gern in Dienst-
l e i s t u n g s j o b s 
fußfassen. Wie 
beurteilen Sie 
als Arbeitgeber 
die bisherigen 
Integrations-
maßnahmen?
Nach an-
f ä n g l i c h e n 
Schwierigkei-
ten laufen die Maß-
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Der gebür-
tige Wies
badener  
Manfred 
Schmidt ist 
Mitbegrün-
der der Fir-
ma Schmidt 
+ Brandt 
GmbH & Co 

KG, die seit 1979 existiert. Sie arbei-
tet für öffentliche und private 
Auftraggeber im Rhein-Main-
gebiet. Der Meisterbetrieb ist in die 
Handwerksrolle eingetragen und 
Mitglied der Hessischen Landes-
innung des Gebäudereinigungs-
handwerks. 

Fo
to

: M
at

h
ia

s 
Sa

u
er

w
ei

n
Fo

to
: S

ir
_Ol

i
ve

r 
– 

Fo
to

li
a



30 – ZUKUNFT HESSEN

Fo
to

: S
as

ch
a 

Rh
ek

er

Herbst 2008: Internationale 
Größen der Finanzbranche 
stehen nach dem Crash 

der Finanzmärkte auf dünnem 
Eis. Monatelang wird über dro-
hende Insolvenzen und unsiche-
re Finanzierungsbedingungen für 
Unternehmen orakelt. Eine Rei-
he von Ban- ken kann nur 
mit staatli- cher 
Unterstüt-
zung über-
leben. Es 
werden Ban-
ken in Ländern verstaat-
licht, die bisher a l s 
Inbegriff einer libe-
ralisierten und privatisierten 
Finanzwelt galten. In dieser Situ-
ation stehen die deutschen Spar-

kassen mit ihrem dezentralen 
Geschäftsmodell solide da. Sie 
stabilisieren den deutschen Fi-
nanzmarkt, stehen als Partner für 
kreditsuchende Unternehmen 
bereit, erzielen ordentliche Er-
gebnisse und zahlen kräftig Steu-
ern. Von der Finanzkrise 
sind sie 

selbst kaum betroffen. Die Einla-
gen ihrer Kunden machen sie un-
abhängig von den internationa-
len Finanzmärkten.

Gerade die Kundeneinlagen sind 
für die Sparkassen aber zur Her-
ausforderung geworden. Die Ne-
gativzinspolitik der Europäischen 

Bertram Theilacker ist Diplom-
Volkswirt und gehört seit 2002 
dem Vorstand der Naspa an. 
Dort verantwortet er  
das Firmenkundengeschäft.  
Ehrenamtlich ist er Schatz-
meister der hessischen SPD.

Solides Geschäftsmodell der 
Sparkassen bei Regulierung  
berücksichtigen

Gastbeitrag von Bertram Theilacker,  
Vorstandsmitglied der Nassauischen Sparkasse
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Zentralbank ist die Ursache da-
für, dass sie damit nicht nur kein 
Geld verdienen, sondern oft noch 
draufzahlen. Die Folge: Zinserträ-
ge sind stark rückläufig. Die Spa-
rer wiederum sind mit geringen 
Zinsen auf ihre Guthaben und 
fehlenden Erträgen für ihre Al-
tersvorsorge gleich mehrfach ge-
schlagen. Für sie wie für die Spar-
kassen ist es wichtig, dass die EZB 
jetzt schrittweise umsteuert und 
wieder ein Finanzmarkt mit funk-
tionsfähigen Mechanismen her-
gestellt wird.

Veränderungen kommen aller-
dings nicht nur aus dem operati-
ven Geschäft. Sie kommen auch 
von den Regulatoren. Ständig 
kommen neue Vorschriften, die 
zwar auf Großbanken zielen, aber 
kleine Institute genauso treffen.

Der jüngste Vorstoß kommt von 
der Europäischen Bankenaufsicht 

und betrifft die Aufsichtsgremi-
en. Die Vorschläge sehen u. a. vor, 
dass Verwaltungsratsmitglieder 
– auch von Sparkassen – künftig 
dieselbe Ausbildung wie Vorstän-
de haben. Dies lässt die besonde-
re Struktur kommunal getrage-
ner Sparkassen außer Acht. Die 
Präsenz kommunaler Vertreter in 
Verwaltungsräten ist ihrer kom-
munalen Trägerschaft und dem 
spezifischen, daraus ableitbaren 
öffentlichen Auftrag geschuldet. 
„Das ist letztendlich ein gedan-
kenloser Angriff auf die Struktu-
ren der Sparkassen und auf die 
kommunale Selbstverwaltung“, 
so Michael Ermrich, Geschäfts-
führender Präsident des Ostdeut-
schen Sparkassenverbands.

Eine große Herausforderung für 
die Sparkassen ist die Digitali-
sierung. Im Durchschnitt geht 
ein Kunde einmal pro Jahr in eine 
Filiale, nutzt 24-mal pro Jahr die 

SB-Geräte, greift aber 100-mal on-
line und 200-mal mobil auf seine 
Internetfiliale zu. Kunden wollen 
Bankgeschäfte heute in Filialen 
und elektronisch erledigen kön-
nen. Das Sparkassenuniversum 
hat sich digital erweitert. Das 
erfordert auch aufgeschlossene 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, 
die sich auf neue Formen der Be-
ratung und der Lösungspräsenta-
tion einstellen müssen.

In den vergangenen Jahren wur-
den Finanzmarkt-wirksame Maß-
nahmen in die Wege geleitet, 
die langfristig kontraproduktiv 
wirken. Die Gesetzgebung hätte 
stärker zwischen den verschiede-
nen Geschäftsmodellen und dem 
unterschiedlichen Risikogehalt 
von Geschäften unterscheiden 
müssen. Obwohl die Sparkassen 
die Krise nicht zu verantworten 
und einen großen Beitrag zur Kri-
senbewältigung geleistet haben, 
fallen sie unter viele der neuen 
Regulierungsmaßnahmen. Da-
bei war das Geschäftsmodell der 
Sparkassen weder Teil des Prob-
lems in der Krise noch ist es dazu 
angetan, es jemals zu werden. 
Daher ist die Politik angehalten, in 
ihren berechtigten Regulierungs-
bemühungen einen sinnvollen 
Mechanismus einzupflegen, der 
Risiko und Geschäftsmodell bank-
individuell berücksichtigt.

Bertram Theilacker, Vorstandsmitglied 
der Nassauischen Sparkasse 
Wiesbaden, zählt auf die Sparkassen-
Unterstützung von Kanzlerkandidat 
Martin Schulz.

Wieder einmal geraten die 
Sparkassen in die Klemme 
der EU-Regulierung, die 
nur wenig Rücksicht auf 
die Besonderheiten des 
Sparkassenwesens nimmt. Fo
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Stabilität in 
krisenhaften 
Zeiten



Ausbau und  
Gebührenfreiheit

Wenn es ein Bundeslän-
der-Ranking in punc-
to Selbstzufriedenheit 

beim Thema Kinderbetreuung 
gäbe, würde die schwarz-grün ge-
führte hessische Landesregierung 
wohl an der Spitze stehen. Jede 
Frage, jede Idee, jede Initiative zur 
Verbesserung der Kinderbetreu-
ung von den Krippen über die Kitas 
bis zu den Grundschulen wird von 
der Koalition mit herablassender 
Geste als völlig unnötig abgetan.

Doch die echten Daten widerlegen 
diese Selbstüberschätzung. Und 
wer die Bodenhaftung nicht verlo-
ren hat und mit Eltern oder Trägern 
der Kindertagespflege spricht, be-
kommt ebenfalls ein ganz anderes 
Bild. Es besteht weiter dringender 
Bedarf am Ausbau der Kinderbe-
treuung, an der Qualitätsverbes-
serung und bei der Entlastung von 
Eltern und Kommunen. Für uns 
ist das ein Bündel gleichrangiger 
Ziele, die nicht gegeneinander 
aufgewogen werden können. Die 
Alternativen lauten aus unserer 
Sicht weder „Ausbau oder Quali-
tät“ noch „Qualität oder Gebüh-
renfreiheit“. Vielmehr müssen wir 
jedes dieser drei Ziele konsequent 
ansteuern.

Der Evaluationsbericht zum hes-
sischen Kinderförderungsgesetz 
wurde von Schwarz-Grün im Grun-
de mit der Botschaft aufgenom-
men, „es hätte auch schlimmer 
kommen können“. Was für ein mi-
nimalistischer Anspruch an politi-
sche Gestaltung. Schauen wir auf 
die Zahlen: Die Landesförderung 
für den Betrieb von Kindertages-
stätten betrug im Jahr 2015 339 
Millionen Euro. Die Kosten für den 
Betrieb von Kindertagesstätten im 
Jahr 2015 beziffert das Statistische 
Landesamt auf 2,14 Milliarden 
Euro. Das Land trägt also gerade 

SPD-Landtagsfraktion – Text von Gerhard Merz, MdL

Eltern und Kommunen bei Kinder
betreuung entlasten
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fakten
Frühkindliche Bildung 
in Hessen

Der Ausbau der Kinderbetreuung 
kommt voran, deshalb sind Statisti-
ken dazu immer nur Zwischenstände. 
Die Bertelsmann-Stiftung analysiert 
regelmäßig in ihrem „Ländermonitor 
Frühkindliche Bildungssysteme“ die 
wichtigsten Daten. Die jüngste Erhe-
bung stammt aus 2016 und wertet die 
Zahlen aus dem Vorjahr aus. Danach 
betreuen in Hessen rund 46.000 Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter in 4.200 
Einrichtungen 220.000 Kinder. Ein Vier-
tel aller Kinder unter drei Jahren und 
rund 95 Prozent der Kinder zwischen 
drei und sechs Jahren gehen in eine 
Betreuungseinrichtung. Gemessen 
an den Empfehlungen zum Personal-
schlüssel fehlen in Hessen rund 7.600 
Vollzeitstellen.

ZUKUNFT HESSEN – 33 

einmal 16 Prozent der Gesamt-
kosten. Den Rest tragen Eltern und 
Kommunen.

Nach dem Evaluationsbericht ha-
ben 45 Prozent der Städte und Ge-
meinden in den vergangenen bei-
den Jahren ihre Beiträge erhöht. 
Die Spannbreite der Gebühren für 
einen Kinderkrippenplatz in Hes-
sen reicht von 75 bis 700 Euro pro 
Monat. Der Durchschnitt liegt bei 
327 Euro. Die Kosten für einen Kin-
dergartenplatz variieren zwischen 
45 und 300 Euro pro Monat. Die 
Landesregierung nötigt über die 
Kommunalaufsicht die Kommu-
nen, landauf, landab die Gebühren 
zu erhöhen, und hofft dabei, dass 
es die Eltern am Ende nicht mer-
ken, wem sie das zu „verdanken“ 
haben. Deswegen gehören für uns 
die Entlastung von Familien und 
die Entlastung von Kommunen 
zusammen. Unser Ziel ist endlich 
Gebührenfreiheit für die Kitas – 
Vorschläge von uns, wie das stu-
fenweise geht, liegen schon lange 
vor.

Aber auch andere Kennzahlen las-
sen Hessen keineswegs glanzvoll 
dastehen. Die Bertelsmann-Stif-
tung sieht unser Bundesland zum 
Beispiel beim Personalschlüssel 
in Kinderkrippen und Kindergär-
ten unter dem westdeutschen 
Durchschnitt. Bei einem Fünf-
tel der hessischen Kitas müssen 
Leitungsaufgaben vollständig 
nebenbei erledigt werden. Dass 
dies auf Kosten der Beschäftigten 
und der Kinder geht, liegt auf der 
Hand. Allein zur Realisierung des 
von der Bertelsmann-Stiftung 
empfohlenen Personalschlüs-
sels bei den bestehenden Krip-
pen- und Kita-Gruppen wären 
in Hessen rund 7.600 zusätzli-
che Vollzeitkräfte erforderlich.  

Gerhard Merz ist Landtagsab-
geordneter aus Gießen und 
sozialpolitischer Sprecher und 
stellvertretender bildungs-

politischer 
Sprecher der 
SPD-Landtags-
fraktion.
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www.ynot-gmbh.de

Die y-not GmbH ist der Spezialist für 
Ihre Wahlkampfwerbung!

Mit einem breiten Sortiment eigens für 
den Wahlkampf konzipierter Artikel 
und unseren hauseigenen 
Veredelungsbetrieben, können wir 
Ihnen nicht nur �exiblen und schnellen 
Service, sondern auch eine sorgfältige 
Auftragsabwicklung garantieren.

Wir freuen uns darauf, Sie im 
kommenden Wahlkampf 
unterstützen zu dürfen!

SPD-Landesverband – Text Christine Lambrecht, MdB

Das Apfelwein-Hähnchen 
ist eins meiner regionalen 
Lieblingsrezepte, das ich 

gerne im Frühjahr koche. Dabei 
kann ich saisonale Produkte wie 
frische Frühlingszwiebeln, Karot-
ten und regionale Äpfel verwen-
den. Natürlich darf der originale 
Apfelwein dabei nicht fehlen. Der 
Alkohol verkocht sich vollständig 
– wer dennoch das Gericht ohne 
Wein zubereiten möchte, kann 
stattdessen auf naturtrüben Ap-
felsaft zurückgreifen.

Das Ganze abgedeckt im Back-
ofen bei ca. 150 °C für 20 – 30 Mi-
nuten schmoren lassen.

In dieser Zeit Karotten schälen 
und aus diesen mit einem Ge-
müseschäler feine Karottenspa-
ghetti machen. Die „Spaghetti“ 
ca. 3 – 4 Minuten in leicht gesal-
zenem und kochendem Wasser 
kochen.

Apfelwein-Hähnchen 
mit Karottenspaghetti 

ZUTATEN für 3 Personen

•	 3 Hähnchenschenkel
•	 150 g Speck, gewürfelt
•	 5 Frühlingszwiebeln
•	 1 Apfel
•	 200 g Zucchini
•	 400 g Karotten
•	 Butterschmalz zum Anbraten
•	 200 ml Apfelwein/Apfelsaft
•	 100 ml Geflügelfond
•	 Salz, Pfeffer

Die Lieblingsrezepte unserer
Abgeordneten

Die Hähnchenschenkel waschen, 
abtupfen und kräftig mit Salz und 
Pfeffer würzen und anschließend 
in einem ofenfesten Schmortopf 
oder einer Pfanne gut anbraten.

Frühlingszwiebeln in feine Rin-
ge schneiden, Apfel und Zucchi-
ni würfeln. Zusammen mit dem 
Speck zu den Hähnchenschenkeln 
in eine ofenfeste Form oder den 
Schmortopf geben, salzen und 
pfeffern. Anschließend mit Apfel-
wein und Fond begießen.
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Einsendeschluss 25.02.2017

Nachname, Vorname Mail

Straße/Nr. PLZ/Ort

Alle richtigen Antworten nehmen an der Verlosung teil. Der Rechtsweg ist ausgeschlossen. 
Die Benachrichtigung des Gewinners erfolgt auf dem Postweg.
[   ]  Ja, ich möchte auch in Zukunft von der SPD Hessen informiert werden. Bitte setzen Sie 
sich mit mir unter den angegebenen Daten in Verbindung.

   

Der Gewinn:
Verwöhn-Auszeit 
für 2 Personen
Genießen Sie eine exklusive 
Zeit zu zweit im 
Göbel’s Schlosshotel, Friedewald. 

•	 2x Übernachtung im Komfort-
Doppelzimmer

•	 2x Gourmet-Frühstücksbuffet
•	 2x Verwöhnmenü oder -buffet 

am Abend
•	 Nutzung des 2.000 m2 großen 

„Kristall SPA“
•	 Bademantel und Badetasche 

für die Dauer des Aufenthalts

Im Wert von 520,00 €
(Gewinn ist nicht auszahlbar.)

Einsendeschluss: 
30.04.2017

Gewinnen Sie mit etwas Glück ein Wochenende im Goebel’s Schlosshotel!

Dazu beantworten Sie einfach die folgende Frage und senden uns diesen Coupon in ei-
nem ausreichend frankierten Umschlag an den SPD-Landesverband Hessen, Kennwort: 
Gewinnspiel, Rheinstraße 22, 65185 Wiesbaden. Alternativ können Sie uns Ihre Antwort 
mit Ihren Kontaktdaten als E-Mail an quiz@spd-hessen.de schicken.

Wie viele Krippen- und Kindergartenvollzeitstellen fehlen 
in Hessen laut Bertelsmann-Stiftung?

[  A ]  Ca. 3.400	 [  B ] Ca.  5.100	 [  C ]  Ca. 7.600

SPD-Landesverband


